


 
                 Magdeburg, den 07.10.2015 
          
 

Tischvorlage 
 
 
Präsidiumssitzung Nr.  166 

Datum:    12.10.2015 

Ort:     Landesgeschäftsstelle, Magdeburg 
 

Bearbeiter:   Sachgebietsleiterin Andrea Pankrath 
 
TOP 5.2    Änderung der Kommunalen Haushaltsverordnung (KomHVO) 
___________________________________________________________________________ 
 
Anlagen   ./. 
___________________________________________________________________________ 
 
Bisherige Beratung:   ./. 
___________________________________________________________________________ 
 
Beschlussvorschlag:    
 

Das Präsidium wird um Meinungsbildung gebeten, ob in den weiteren Beratungen 
der Entwurfsstand der §§ 22 - 24 KomHVO-E zum 05.06.2015 als zukünftige Re-
gelung vertreten und somit eine Verrechnung von Fehlbeträgen gegen die Sonder-
rücklagen und die Rücklage aus der Eröffnungsbilanz abgelehnt werden soll. 

 
Begründung: 
 
Herr Oberbürgermeister Dr. Trümper hat mit Schreiben vom 29.09.2015 gebeten, die Beibe-
haltung der Formulierung der §§ 22, 23 und 24 KomHVO-E im Präsidium zu besprechen. 
 
In der gemeinsamen Stellungnahme mit dem Landkreistag Sachsen-Anhalt vom 03. März 
2015 hatte die Landesgeschäftsstelle zu § 24 Abs. 1 KomHVO-E (Ausgleich von Jahresfehl-
beträgen) eine Ergänzung dahingehend empfohlen, dass, wenn ein vollständiger Ausgleich 
der Fehlbeträge innerhalb des in Satz 1 genannten Zeitraumes (5 Jahre) nicht möglich ist, eine 
Verrechnung gegen die Rücklage aus der Eröffnungsbilanz vorzunehmen ist.   

 
Zwischenzeitlich ist die Erörterung der Änderungen der KomHVO-E weit voran geschritten. 
Der 3. Arbeitsentwurf der KomHVO-E mit Stand am 08.09.2015 schlägt umfassende Ände-
rungen in den §§ 22 (Rücklagen) und 24 vor, die auf Grund systematischer Zusammenhänge 
zu anderen geänderten Vorschriften dieser Verordnung nunmehr auf erhebliche Bedenken 
stoßen. Vor diesem Hintergrund sollte insbesondere auch an der ursprünglich vorgeschlage-
nen, o. g. Änderungsempfehlung zu § 24 Abs. 1 KomHVO-E nicht festgehalten werden.  
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Das ergibt sich aus folgenden Überlegungen: 
 
Der Gesetzgeber hat in § 98 Abs. 3 KVG das Erfordernis des Haushaltsausgleichs festgehal-
ten. Er sieht dieses auch dann als erfüllt an, wenn ein Fehlbetrag in Planung und Rechnung 
durch die Inanspruchnahme von Rücklagen gedeckt werden kann.  
 
§ 8 Abs. 3 KomHVO-E  - Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung -  präzisiert diese Re-
gelung und schreibt für die gesamte mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung fest, dass der 
Grundsatz des § 98 Abs. 3 KVG LSA i. V. m. §§ 22 bis 24 KomHVO-E gilt.  
 
§ 22 KomHVO-E - Rücklagen -  behandelt die Bildung von Rücklagen aus Ergebnisüber-
schüssen und begründet (so auch noch der Arbeitsstand vom 05.06.2015) einen Vorrang für 
die Bildung von Sonderrücklagen für die in Abs. 2 genannten Fälle gegenüber der Bildung 
von Ergebnisrücklagen zum Haushaltsausgleich.  
 
Der aktuelle Änderungsvorschlag in dem Arbeitsentwurf vom 08.09.2015 sieht insbesondere 
eine starke Verkürzung der Regelung zu den Sonderrücklagen vor, indem er anordnet, dass 
die Sonderrücklage die Kapitalzuschüsse umfasst und weitere Sonderrücklagen gebildet wer-
den können. Der Vorschlag rückt damit von der bisherigen vorrangigen Verpflichtung zur 
Bildung von Sonderrücklagen ab. Zu bilden waren diese im Wesentlichen zur Absicherung 
zukünftiger Investitionen oder zur Sicherung der zukünftigen Kreditverpflichtungen. Soweit 
diese Verpflichtung in den Bereich des Ermessens gerückt würde, wird die Bildung von Son-
derrücklagen von Ihrer Wertigkeit dem Haushaltsausgleich nachgelagert. Die Vorsorge, durch 
Sonderrücklagen künftige Finanzierungsrisiken bzw. Investitionen abzusichern würde 
dadurch erheblich erschwert und sollte abgelehnt werden.  
 
§ 23 KomHVO-E - Haushaltsausgleich -  trifft Regelungen zum jährlichen Haushaltsaus-
gleich. Auf dieser Ebene ist außerdem die gegenwärtig noch im Runderlass zur Erleichterung 
des Haushaltsausgleichs vorgesehene, bis zum Haushaltsjahr 2016 geltende Ausnahmerege-
lung anzusiedeln, die mit der Überarbeitung der GemHVO in § 56 Abs. 2 Nr. 1 KomHVO 
überführt werden soll. Ist ein Haushaltsausgleich nach diesen Vorgaben darstellbar, trifft die 
Kommune keine Verpflichtung zur Haushaltskonsolidierung. Die hier im Entwurf der 
KomHVO vorgeschlagenen Änderungen sind redaktioneller Natur. Ihnen kann zugestimmt 
werden.  
 
Auf der nächsten Stufe regelt § 24 KomHVO-E - Ausgleich von Jahresfehlbeträgen - in der 
Entwurfsfassung vom 05.06.2015, dass Fehlbeträge unverzüglich auszugleichen sind. Kann 
der Jahresfehlbetrag nicht ausgeglichen werden, ist er vorzutragen. Dieser Fehlbetrag ist 
durch Überschüsse künftiger Haushaltsjahre auszugleichen. Es handelt sich hierbei also um 
eine Regelung für die Konsolidierungskommunen, d. h. um solche Fehlbeträge, die nach §§ 
23 und 56 Abs. 2 Nr. 1 KomHVO-E nicht ausgeglichen werden konnten und deshalb in der 
Vermögensrechnung (Bilanz) als Fehlbetragsvortrag aufzunehmen sind.  
 
In einer Zusammenschau der Vorschriften des § 98 Abs. 3 KVG LSA i. V. m. § 8 Abs. 3 und 
§§ 22 - 24 KomHVO-E wird deutlich, dass die jährlichen Fehlbeträge im Haushaltsplan wie 
auch die in der Vermögensrechnung vorgetragenen Fehlbeträge aus Überschüssen des or-
dentlichen oder außerordentlichen Ergebnisses auszugleichen sind. Ein Substanzverzehr zu 
Lasten künftiger Generationen, welcher sich durch ein Aufbrauchen des Eigenkapitals dar-
stellt, ist damit ausgeschlossen.  
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Die Entwurfsfassung mit Stand 08.09.2015 sieht demgegenüber tiefgreifende Änderungen 
vor. Zum einen soll der Zeitraum, für welchen die Fehlbeträge vorgetragen werden können, 
von fünf Jahren ausgedehnt werden auf max. das fünfte Jahr, welches auf den mittelfristigen 
Ergebnis- und Finanzplanungszeitraum folgt. Dem könnte man ggf. zustimmen, weil dieser 
Zeitraum dem max. möglichen Konsolidierungszeitraum entspricht, innerhalb dessen ein Ab-
bau der Fehlbeträge darzustellen ist.  
Darüber hinaus wird aber auch geregelt, dass (für den Fall, dass ein Ausgleich aus den Ergeb-
nisrücklagen nicht möglich ist) unter bestimmten Voraussetzungen eine Verrechnung gegen 
die Sonderrücklagen und die Rücklage aus der Eröffnungsbilanz vorzunehmen ist. Durch den 
Verweis auf die §§ 22 bis 24 KomHVO in § 8 Abs. 3 KomHVO-E wären diese Bestimmun-
gen aber nicht auf die Jahresrechnung beschränkt sondern auch für die Planung anzuwenden.  
 
Durch dieses Zusammenspiel der Vorschriften wären die Kommunen letztendlich immer in 
der Lage einen Ausgleich der Fehlbeträge darzustellen, solange die Sonderrücklagen und die 
Rücklage aus der Eröffnungsbilanz nicht aufgebraucht sind und eine Verrechnung möglich 
wäre. Eine solche Regelung könnte zur Folge haben, dass den Kommunen in der Diskussion 
um den kommunalen Finanzausgleich die dringend erforderliche, angemessene Finanzausstat-
tung versagt wird, solange ihnen Eigenkapital zur Verfügung steht, gegen welches Fehlbeträ-
ge verrechnet werden könnten. Die Landesgeschäftsstelle sieht in diesen, mit dem letzten Än-
derungsentwurf vorgeschlagenen Regelungszusammenhängen eine große Gefahr, die Kom-
munen in die Überschuldungsfalle laufen zu lassen. Aus diesem Grund wird empfohlen, diese 
jüngsten Änderungsvorschläge abzulehnen und hinsichtlich dieser Regelungen den Entwurfs-
stand vom 05.06.2015 präferieren.  
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 24.09.2015 zu diesen Fragen 
beraten und sich dafür ausgesprochen, wie bisher den Haushaltsausgleich und den Ausgleich 
von Fehlbeträgen mittels ordentlicher oder außerordentlicher Ergebnisüberschüsse auch zu-
künftig beizubehalten, aber eine Verrechnung der Fehlbeträge gegen Sonderrücklagen und die 
Rücklage aus der Eröffnungsbilanz nicht zuzulassen.  
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Ausgangslage FAG-Revision 2016
• Zweites Gesetz Änderung Finanzausgleichsgesetz vom 17.12.2014
• § 2 Abs. 1 FAG: 1.469.916.734 Euro für 2016.
• § 2 Abs. 2 FAG: Der Betrag für 2016 wird unter Zugrundelegung der 

Frühjahrssteuerschätzung 2015, unter Berücksichtigung des kommunalen 
Steueraufkommens des Haushaltsjahres 2014 und aufgrund der Prognose für die 
Entwicklung des harmonisierten Verbraucherpreisindexes für 2016 lt. 
Frühjahrsprojektion 2015 der Bundesregierung überprüft. Dabei ist bei der 
Steuerschätzung im Mai 2015 für das Jahr 2016 die Erhöhung des 
Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer infolge der Beteiligung des Bundes an der 
Eingliederungshilfe entsprechend zu berücksichtigen.

• 1. Entwurf vom 07.07.2016
• Stellungnahme Kommunale Spitzenverbände 07.08.2015 
• 2. Entwurf vom 08.09.2015  1.Lesung Landtag 17.09.2015 (Drs. 6/4355)
• Entwicklung der Liquiditätskredite (TOP 7) 
• Landtagswahl März 2016 
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Entwicklung FAG-Masse (vor Revision)  

Verbundquotensystem  Aufgabenbezogenes FAG 

Quelle: Darstellung SGSA anhand Festsetzungsbescheiden bzw. Orientierungsdaten  
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Entwicklung Liquiditätskredite

Quelle: Darstellung SGSA anhand Schuldenstatistik 2014  



STÄDTE- UND GEMEINDEBUND 
SACHSEN-ANHALT

Inhalte Drs. 6/ 4355
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• Mai-Steuerschätzung 2015 zu Mai 2014: - 1 Mio. Euro
• Entlastung von Ländern und Kommunen ab 2015 um 1 Mrd. Euro (50 % KdU/ 50% 

GA USt (BGBl. 2014 I S. 241 ff.)  31,3 Mio. Euro für Sachsen-Anhalt 
• Korrekturansatz i.H.v. 11,3 Mio. Euro für erhöhten Umsatzsteueranteil in Drs. 

6/3422 v. 10.09.2014 entfällt   
 Finanzausgleichsmasse erhöht sich um 12,3 Mio. Euro.
• Preissteigerungsrate von 1,9 % auf 1,4 % reduziert
 Finanzausgleichsmasse vermindert sich um 13,6 Mio. Euro.
• Überführung der im FAG enthaltenen Finanzmittel für die Aufnahme und 

Unterbringung von nicht dauerhaft aufenthaltsberechtigten Ausländerinnen und 
Ausländern in das Aufnahmegesetz (Anteil § 4 und § 4a FAG) 

 Finanzausgleichsmasse vermindert sich um 48 Mio. Euro. (keine echte Kürzung!)
• Rücknahme der Kürzung Ausgleichstock (§ 17) von 40 Mio. Euro auf 30 Mio. Euro 

Gegenüber dem ursprünglichen Ansatz für 2016 geht Finanzausgleichsmasse um -
49.314.789 Euro zurück.  Anlage 2

• Zusätzlicher Zahlungstermin für Schlüsselzuweisungen zum 15.01 
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Korrekturansatz lt. Bedarfsermittlung FAG 2016

Quelle: S. 2, Tabelle 1Drs. 6/3422 vom 10.09.2014
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FINANZAUSGLEICHSMASSE
Konsumtive Zuweisungen
Investitionspauschale (§ 16)1

Ausgleichsstock (§ 17)

Übertragener Wirkungskreis
- Auftragskostenpauschale 151.207.319 102.030.685 99.789.047 151.207.319 102.030.685 99.789.047 134.629.467 93.608.537 99.789.047 -16.577.852 -8.422.148 0 -16.577.852 -8.422.148 0
- Aufnahmegesetz 16.813.000 6.187.000 16.813.000 6.187.000 0 0 -16.813.000 -6.187.000 
- 1. FunktionalreformG (§ 5 Abs. 1) 3.795.981 1.074.916 3.795.981 1.074.916 3.795.981 1.074.916 0 0 0 0
- 2. FunktionalreformG (§ 5 Abs. 2) 3.821.544 1.082.155 3.821.544 1.082.155 3.821.544 1.082.155 0 0 0 0
- 2. FunktionalreformG (§ 5 Abs. 3) 238.063 238.063 238.063 0 0

175.875.907 110.374.756 99.789.047 175.875.907 110.374.756 99.789.047 142.485.055 95.765.608 99.789.047 -33.390.852 -14.609.148 0 -33.390.852 -14.609.148 0

Eigener Wirkungskreis
Bes. Ergänzungszuweisungen
- Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) 65.532.005 30.485.850 64.997.592 30.281.485 64.326.753 29.969.125 -670.839 -312.360 -1.205.252 -516.725 
- Sozialhilfe (SGB XII) 16.151.144 9.997.330 15.362.863 9.598.428 15.160.727 9.473.206 -202.136 -125.222 -990.417 -524.124 
- Hilfe zur Erziehung (§§ 27 - 35 SGB VIII) 52.290.175 26.749.353 52.053.881 26.369.584 51.503.988 26.089.762 -549.893 -279.822 -786.187 -659.591 
- Kreisstraßenunterhaltung 23.534.812 695.676 23.878.707 863.341 23.878.707 863.341 0 0 343.895 167.665
- Schülerbeförderung 20.384.059 2.332.010 19.946.986 2.274.880 19.734.594 2.250.623 -212.392 -24.257 -649.465 -81.387 

177.892.195 70.260.219 176.240.029 69.387.718 174.604.769 68.646.057 -1.635.260 -741.661 -3.287.426 -1.614.162 

Allgemeine Zuweisungen
Verteilungsquote v.H. (lt. Gesetz/rechnerisch) 21,82 29,67 48,50 24,21 30,99 44,80 24,06 31,07 44,87

153.323.084 208.458.232 340.770.028 162.975.194 208.635.181 301.638.902 162.258.032 209.507.086 302.546.291 -717.162 871.905 907.389 8.934.948 1.048.854 -38.223.737 
- Aufstockung kG aus Bedarfszuweisungen + 0

153.323.084 208.458.232 340.770.028 162.975.194 208.635.181 301.638.902 162.258.032 209.507.086 302.546.291 -717.162 871.905 907.389 8.934.948 1.048.854 -38.223.737 

507.091.186 389.093.207 440.559.075 515.091.130 388.397.655 401.427.949 479.347.856 373.918.751 402.335.338 -35.743.274 -14.478.904 907.389 -27.743.330 -15.174.456 -38.223.737 

-13.171.192 -18.710.048 -53.899.293 7.999.944 -695.552 -39.131.126 -27.743.330 -15.174.456 -38.223.737 

v. H. -2,53 -4,59 -10,90 1,58 -0,18 -8,88 -5,47 -3,90 -8,68 
25.000.000 31.250.000 68.750.000 25.000.000 31.250.000 68.750.000 25.000.000 31.250.000 68.750.000 0 0 0 0 0 0

Gesamt 532.091.186 420.343.207 509.309.075 540.091.130 419.647.655 470.177.949 504.347.856 405.168.751 471.085.338 -35.743.274 -14.478.904 907.389 -27.743.330 -15.174.456 -38.223.737 

2016
(geltendes FAG 2015/2016)

2016
(FAG-E 2016 Kabinettvorlage)

+/-
geltendes FAG 2016/FAG-E 2016

+/-
FAG 2015/FAG-E 2016

1.491.743.468

2015
(Festsetzung vom 29.5.2015)

1.336.743.468 1.304.916.734 1.255.601.945 -49.314.789 -81.141.523 
1.469.916.734 1.420.601.945 -49.314.789 -71.141.523 

30.000.000 40.000.000 40.000.000 0 10.000.000
125.000.000 125.000.000 0 0125.000.000

Landkreise kreisfreie
Städte

kreisang.
Gemeinden Landkreise kreisfreie

Städte
kreisang.

Gemeinden
386.039.710

Landkreise kreisfreie
Städte

kreisang.
Gemeinden Landkreise kreisfreie

Städte
kreisang.

GemeindenLandkreise kreisfreie
Städte

kreisang.
Gemeinden

386.039.710 338.039.710 -48.000.000 -48.000.000 

245.627.747 243.250.826 -2.376.921 -4.901.588 248.152.414

673.249.277 674.311.409 1.062.132 -28.239.935 

Allgemeine Zuweisungen Gesamt

702.551.344

Differenz zum Vorjahr absolut

1.062.132 -28.239.935 

Summe übertragener und eigener Wk
1.336.743.468

702.551.344 673.249.277 674.311.409

-85.780.533 -31.826.734 -81.141.523 

1.304.916.734 1.255.601.945 -49.314.789 -81.141.523 

0125.000.000 125.000.000 125.000.000 0
Investitionspauschale (§ 16)2
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Entwicklung FAG-Masse (nach Revision)  

Quelle: Darstellung SGSA anhand Festsetzungsbescheiden bzw. Orientierungsdaten  
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Stellungnahme vom 07.08.2015 
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• FAG-Masse nicht auskömmlich aufgrund:
 Verbrauchpreisindex nicht geeignet für Kostenentwicklung öffentliche Verwaltung
 Volle Anrechnung aller Steuereinnahmen verhindert Haushaltskonsolidierung
 Kürzung durch Einführung Benchmark um 25,4 Mio. Euro 
 Kürzung Tilgungsanteil um 18,6 Mio. Euro
 Vollständige Gegenrechnung der kommunalen Entlastung des Bundes um 31 Mio. 

Euro 
 …

• Durchschnitt der Steuerschätzung 2015 und 2016  + 31 Mio. Euro
• Beibehaltung Verbrauchpreisindex auf 1,9 %
• Kürzung Auftragskostenausstattung nur um 20 Mio. statt 25 Mio. Euro 
• Aufstockung Ausgleichstock auf mindestens 50 Mio. Euro
• Rückkehr zu 8 Zahlungsterminen bei den Schlüsselzuweisungen 
• Klarstellung § 17 FAG hinsichtlich Liquiditätshilfen
• Bemessungsgrundlage Kreisumlage auf Basis Schlüsselzuweisungen 

vergangenes Jahr
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Stellungnahme vom 07.08.2015 
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• Überführung Kostenerstattung ins Aufnahmegesetz grundsätzlich positiv
 Höhe der Pauschale? (8.600 Euro, ohne Investitionen und Personal)
 Regelung zur Ermittlung im Gesetz!
 Anpassung anhand tatsächlicher Kostenentwicklung! (Abfrage KSpV) 
 Diskussion um Spitzabrechnung (?)
• Gesonderte Erstattung Gesundheitskosten über 10.000 Euro pro Person 

und Jahr grundsätzlich positiv 
 gesamt Übernahme d. Bund/Land Einsatz von Krankenkassenkarten 
• Aktuelle Debatte Nachtragshaushalt 2015 / 2016?
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4.2 Reform FAG 2017
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Fortschreibung Pflichtzuführung
• Debatte in 2009 um Berücksichtigung der Pflichtzuführung bei 

Bedarfsermittlung zum FAG 2010 / 2011 
• Gesetzentwurf FAG 2013 /2014 v. 07.09.2012, S. 45)

„ … Der Vermögenshaushalt wird über die Pflichtzuführung (mindestens in Höhe der 
ordentlichen Tilgung) des Verwaltungshaushaltes an den Vermögenshaushalt abgebildet. 
Die Höhe der Tilgung bemisst sich nach der tatsächlich geleisteten Tilgung (UGr. 970 bis 
978) vermindert um die Umschuldung (Anteil der Position 089 an der Position 696 aus 
der Schuldenstatistik). Da mit der Änderung der Schuldenstatistik ab 2010 die Position 
Umschuldung entfiel, wurden die für das FAG 2012 angewandten Beträge der 
ordentlichen Tilgung für 2013 und 2014 unverändert fortgeschrieben. … “

• Einbeziehung von Abschreibungen scheidet derzeit aus
• Fortführung des bisherigen Betrages der Pflichtzuführung (KSpV)
• Neuberechnung mittels der Nettotilgungen (MF) 
• Auswirkungen STARK II Tilgungszuschuss (363 Mio. Euro!!! 

13
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§ 13 FAG - Bedarfsmesszahl

(1) Die Bedarfsmesszahl ergibt sich aus dem Produkt des Gesamtansatzes nach Absatz 2 und 
dem Grundbetrag nach Absatz 3.
(2) Der Gesamtansatz wird für kreisfreie Städte, kreisangehörige Gemeinden und Landkreise 
wie folgt gebildet:

1. Bei den kreisfreien Städten entspricht der Hauptansatz der Einwohnerzahl. Der 
Nebenansatz U6 wird aus der jeweiligen Anzahl der Kinder bis sechs Jahre, multipliziert mit 
dem Faktor 2,8, gebildet. Die Summe beider Ansätze bildet den Gesamtansatz.
2. Bei den kreisangehörigen Gemeinden wird als Hauptansatz der Wert bezeichnet, der sich aus 
dem Produkt der Einwohnerzahl einer Gemeinde und der Hauptansatzstaffel einschließlich des 
Zentralitätszuschlages nach Satz 5 ergibt. Die Hauptansatzstaffel beträgt bei Gemeinden bis 
7 999 Einwohner 100 v. H., mit 8 000 bis 24 999 Einwohner 102 bis 112 v. H. und mit 25 
000 bis 60 000 Einwohner 113 bis 130 v. H. Zwischenwerte werden bis zur zweiten Stelle 
nach dem Komma gerundet. Bei Mitgliedsgemeinden von Verwaltungsgemeinschaften und 
Verbandsgemeinden richtet sich die Hauptansatzstaffel der einzelnen Gemeinde nach der 
Gesamtsumme der Einwohner der ihnen jeweils zugehörigen Gemeinden. Gemeinden mit der 
Funktion eines Mittelzentrums erhalten einen Zentralitätszuschlag von 20 v. H. Der 
Nebenansatz U6 wird aus der jeweiligen Anzahl der Kinder bis sechs Jahre gebildet, 
multipliziert mit dem Faktor 6,7. Die Summe der Ansätze bildet den Gesamtansatz.
3. Bei den Landkreisen entspricht der Gesamtansatz der Einwohnerzahl.

(3) Der Grundbetrag wird auf fünf Stellen hinter dem Komma so festgesetzt, dass die zur 
Verfügung stehende Finanzmasse so weit wie rechnerisch möglich aufgebraucht wird 14
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Vorgehensweise Ermittlung Zuschussbedarf IV 
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• Es wird für jedes betrachtete Jahr (2011, 2012 und 2013) gemeindescharf ein 
Saldo der laufenden Rechnung aus Ausgaben (s. 1-5, Tabelle 2) minus Einnahmen 
(S. 6-10; Tabelle 2) unter Abzug des Saldos für die kostenrechnenden 
Einrichtungen - KRE (S. 11 – 15, Tabelle 2) ermittelt. 

• Dann werden die Nettosteuereinnahmen (S. 21-25, Tabelle 2) der jeweiligen 
Gemeinde hinzugerechnet, da sie bei dem zuvor ermittelten Saldo der laufenden 
Rechnung bei den Einnahmen und Ausgaben (z.B. Steuerrückerstattungen, deshalb 
auch netto) berücksichtigt wurden. 

• Dann werden auch die Nettotransfers (S. 26-30, Tabelle 2) berücksichtigt, da sie 
ebenfalls zuvor bei dem ermittelten Saldo laufende Rechnungen bei den Ausgaben 
und Einnahmen berücksichtigt wurden. Damit ergibt sich folgende Gleichung 

1. Saldo laufende Rechnung = Ausgaben - Einnahmen – Saldo KER 

2. Saldo laufende Rechnung + Nettosteuereinnahmen + Nettotransfer = Z IV 
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Vorgehensweise Ermittlung Zuschussbedarf IV 
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Beispiel: Dessau-Roßlau für 2011 

Ausgaben: 164. 219.601 Euro 
Einnahmen: 181.747.952 Euro 
KRE: -48.907 Euro 
Nettosteuereinnahmen: 54. 363. 092 Euro 
Nettotransfers: 86.745.062 Euro

Saldo laufender Rechnung = 164. 219.601 Euro - 181.747.952 Euro  -(-48.907 
Euro)

Saldo laufender Rechnung = -17.479.444 Euro 

+ Nettosteuereinnahmen: 54. 363. 092 Euro 
+ Nettotransfers (ohne FAG: 86.745.062 Euro 
= Z IV: 123.628.710 Euro 
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Quelle: Tabelle 2 Drs. 6/3422 vom 10.09.2014
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Quelle: Tabelle 2 Drs. 6/3422 vom 10.09.2014
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• Ausweis interner Verrechnungen in Finanzrechnung wird im Ausschuss als 
aufwändig und eher kritisch angesehen (47. Sitzung) 

• Bedarfsermittlung (vertikales FAG) setzt an Zuschussbedarf IV (gesamte laufende 
Verwaltung an)  egal ob Verbuchung an zentraler Stelle (Produktgruppe 111) 
oder 126 

• Ausnahme, wenn durch interne Verrechnungen Ausgaben in die Bereiche Abwasser, 
Wasser und Müll (Problematik kostenrechnende Einrichtungen) verbucht werden

• (kritisierter!) Benchmarkansatz setzt ebenfalls an Zuschussbedarf IV an  egal ob 
Verbuchung an zentraler Stelle

• Ausnahme: aufgabenspezifischer Benchmarkansatz wie beim HKS des MI LSA
• Auswirkungen bei der Verteilung der FAG-Mittel (horizontales FAG) immer dann 

wenn als Verteilungsmaßstab Nettoausgaben herangezogen werden 
• § 7 FAG 

(1) Zur Milderung der Belastungen für die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
erhalten die Landkreise eine besondere Ergänzungszuweisung in Höhe von 65 532 005 Euro für das Haushaltsjahr 
2015 und 64 997 592 Euro für das Haushaltsjahr 2016. Die kreisfreien Städte erhalten eine besondere 
Ergänzungszuweisung in Höhe von 30 485 850 Euro für das Haushaltsjahr 2015 und 30 281 485 Euro für das 
Haushaltsjahr 2016.

(2) Dabei entspricht der Anteil der Ergänzungszuweisung für den jeweiligen Landkreis und die jeweilige kreisfreie 
Stadt dem Anteil an der Summe der Nettoausgaben der jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppe der 
Jahresrechnungsstatistik des vorvergangenen Jahres. Die Auszahlung erfolgt in Raten zum 10. der Monate 
Februar, April, Juni, August, Oktober und Dezember eines jeden Jahres.
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